
Ebenso empfiehlt es, diejenigen Untersuchungshäftlinge sofort zu 
entlassen, gegen die ein Verfahren nach dem Gesetz zum Schutz 
des Volkseigentums anhängig gemacht wurde und bei denen keine 
höheren Strafen als die gesetzlichen Mindeststrafen von ein bis drei 
Jahren zu erwarten sind.

Das Politbüro hat schließlich beschlossen, der Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik zu empfehlen, daß ab 1. Juli 1953 
wieder an alle Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
und des demokratischen Sektors von Groß-Berlin Lebensmittel­
karten entsprechend den gesetzlich festgelegten Tätigkeitsmerkmalen 
ausgegeben werden. Es wird weiter vorgeschlagen, die im April 1953 
durchgeführten Preiserhöhungen für Marmelade, Kunsthonig und 
andere Süß- und Backwaren mit Wirkung vom 15. Juni 1953 rück­
gängig zu machen, die Fahrpreisermäßigungen in Höhe von 50 Pro­
zent ab 1. Juli 1953 bei Arbeiterrückfahrkarten auf alle berechtigten 
Personen ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Einkommens auszudeh­
nen, die Fahrpreisermäßigungen für Schüler und Lehrlinge und auch 
bestimmte Schichten der Arbeiter wiederherzustellen und auch die 
Fahrpreisermäßigungen für Schwerbeschädigte, Kleingärtner usw. 
sowie die Erstattung von Fahrgeld durch die Sozialversicherung beim 
Besuch bei Fachärzten wieder einzuführen.
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